
zu schützen und zu fördern. Sie erkennt die Notwendigkeit der 
Subventionierung von Kultur und Kunst an.

(Vereinzelt Beifall)

Für die Unterstützung kultureller Aufgaben von überregionaler 
Bedeutung regen wir einen zentralen Kulturfonds durch eine ge
samtdeutsche Kulturstiftung an.

Die Regierung wird die Voraussetzungen zur Dezentralisie
rung und Föderalisierung von Kultur und Kulturpolitik schaffen 
und den Aufbau der Kulturhoheit der Länder vorbereiten.

Die Regierung wird dafür Sorge tragen, Kultur- und Kunst
schaffende in ein differenziertes Netz sozialer Maßnahmen ein
zubinden. Wir werden den urheberrechtlichen Schutz der 
Kunstwerke garantieren, das Versicherungssystem für Kultur
schaffende aufrechterhalten und auf eine kunstfreundliche 
Steuergesetzgebung hinwirken.

Wohl nirgends war in der Vergangenheit der Widerspruch zwi
schen Anspruch und Wirklichkeit so kraß wie in unserer Medien
landschaft. Die neue Regierung erklärt: Presse, Rundfunk und 
Fernsehen sind frei.

4. Eingliederung der Militärgerichte sowie der Militärstaats
anwaltschaften in das zivile Justizwesen und
5. Stärkung der Rechtsanwaltschaft.

Hinsichtlich der Gewährleistung des Personen- und Daten
schutzes werden wir uns am entsprechenden Recht der Bundes
republik orientieren. Dem Parlament unterbreiten wir den Vor
schlag, einen Datenschutzbeauftragten einzusetzen.

In Zukunft wird es in unserem Land keine Geheimpolizei 
mehr geben.

(Lebhafter Beifall)

Eine Verfassungsschutzbehörde - auch dies ist eine Lehre der 
Vergangenheit - darf keine polizeilichen bzw. strafprozessualen 
Befugnisse erhalten.

Die Angehörigen der Deutschen Volkspolizei müssen alles in 
ihren Kräften Stehende tun, gemeinsam mit den Bürgern ihren 
Dienst am Gemeinwohl, für die Freiheit und Würde der Bürger 
zu leisten. Loyalität zur Regierung, Gesetzestreue, Orientierung 
an den Grund- und Menschenrechten und bürgernahe Arbeits
weise sind Kernpunkte der demokratischen Erneuerung.

(Lebhafter Beifall)

Eine demokratische Ordnung setzt unabhängige Medien und 
—den Wettbewerb der Meinungen voraus.

Die Volkspolizei ist eine zivile Ordnungskraft. Sie darf nur auf 
der Grundlage von Gesetzen zum Wohle des Gemeinwesens tä
tig werden. Sie unterliegt öffentlicher und parlamentarischer 
Kontrolle.

Die Abkehr von dem früheren Informations- und Meinungs
monopol der SED und die Zuwendung zu einer pluralistischen 
Medienstruktur dürfen jedoch weder dem Selbstlauf überlassen 
noch der Gefahr neuerlicher Monopolbildungen ausgesetzt sein.

(Beifall)

Mit der Einrichtung eines Ministeriums für Medienpolitik will 
die Regierung helfen, unterschiedliche Bemühungen zu
sammenzuführen und den Weg in eine freie und vielfältige Me
dienlandschaft zu bahnen. Die Ausarbeitung eines Mediengeset
zes ist unter Berücksichtigung späterer Länderkompetenzen 
bald abzuschließen. Bis zu seiner Verabschiedung schlagen wir 
der Volkskammer vor, das Mandat des Medienkontrollrates zu 
erneuern.

Angesichts des Konkurrenzdrucks bundesdeutscher Printme
dien scheint es geboten, schnellstmöglich kartellrechtliche Be
stimmungen zu erlassen. Ebenso dringend ist eine Gebührenre
gelung für Rundfunk und Fernsehen.

(Beifall vor allem bei der SPD)

Frau Präsidentin, verehrte Abgeordnete! Mir persönlich liegt 
die Rechtsstaatlichkeit besonders am Herzen. Das bisherige 
Rechtswesen diente im wesentlichen der Absicherung der beste
henden Machtstrukturen und sorgte dafür, daß jegliche opposi
tionelle Regung kriminalisiert und im Keim erstickt wurde. Mit 
welcher Unerbittlichkeit und Härte dabei vorgegangen wurde, 
das haben Tausende Bürger am eigenen Leibe erfahren.

Die Rehabilitierung von Bürgern, die aus politischen Gründen 
strafrechtlich verfolgt und arbeitsrechtlich benachteiligt wur
den oder andere Nachteile zu Unrecht erlitten, wird ein wesentli
ches Anliegen neuer Rechtspolitik sein.

(Beifall)

Die Regierung wird dafür Sorge tragen, daß das Justizwesen 
nach rechtsstaatlichen Grundsätzen umgestaltet und das Prin
zip der Gewaltenteilung durchgesetzt wird. Insbesondere halten 
wir folgende Maßnahmen für erforderlich:

1. Bildung eines Verfassungsgerichts
2. Schrittweise Schaffung gesonderter Verwaltungs-, Arbeits
und Sozialgerichte, zunächst im Rahmen ordentlicher Ge
richtsbarkeit.
3. Umgestaltung der Vertragsgerichte in ordentliche Gerichte.

(Beifall)

Die Angehörigen der Organe des Ministeriums für Innere An
gelegenheiten, die ihren Dienst für die Öffentlichkeit vornehm
lich in der Öffentlichkeit versehen, müssen durch ihr Auftreten 
und Einschreiten die demokratische Erneuerung und Rechts
staatlichkeit glaubhaft verkörpern.

Mit der Einführung der Länder wird die Polizeihoheit im we
sentlichen bei den Ländern liegen. Das bietet für die Effizienz 
und Akzeptanz der Polizei neue, günstigere Bedingungen. Je en
ger die Polizei mit dem Gemeinwesen verbunden ist, desto bes
ser kann sie ihre soziale Funktion mit wirklicher Bürgernähe im 
Interesse des Gemeinwohls wahrnehmen.

Demokratie bedarf neben der Rechtsstaatlichkeit einer weite
ren Bedingung: Dezentralisierung der Macht. Bisher ging alle 
Macht von Berlin aus. In Berlin wurde entschieden. Ausgehend 
davon, daß nach der Wahl demokratisch legitimierter Volksver
tretungen auf der Ebene der Kreise, Städte und Gemeinden am
6. Mai 1990 die Bezirkstage die einzigen Vertretungskörper
schaften sein werden, die nicht aus freien, gleichen und gehei
men Wahlen hervorgegangen sind, und deren Zusammenset
zung damit nicht der tatsächlichen politischen Kräftekonstella
tion im jeweiligen Territorium entspricht, sollte das Präsidium 
der Volkskammer den Bezirkstagen empfehlen, ihre Legislatur
periode nach den Kommunalwahlen zu beenden.

(Beifall)

Im Interesse der Regierbarkeit des Landes werden wir darauf 
hinwirken, daß die Räte der Bezirke bis zur Länderbildung nur 
noch als Verwaltungsorgane, als Bindeglied im Sinne einer Auf
tragsverwaltung tätig werden.

Wir werden die Macht dezentralisieren. 1991 soll es wieder 
Länder geben. Die Wahlen dazu sollen im Spätherbst dieses Jah
res stattfinden.

(Vereinzelt Beifall)

Die Länderstruktur ist eine Grundbedingung für die deutsche 
Einheit, eine Grundstruktur für Demokratie und eine Bedin
gung für eine erfolgreiche Umstrukturierung unserer Wirt
schaft.

Wirtschafts- und Steuerreform müssen der Länderreform vor
ausgehen, denn neben historischen und kulturellen Gesichts-
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